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Frequenzzuteilungs-
bescheid
Ein Recht zu haben ist an sich eine
feine Sache. Das Recht auf eine
Mittagspause zum Beispiel. Oder
darauf, eine Gewerbeerlaubnis zu
bekommen und Geld verdienen zu
dürfen. Die X-GmbH aber hat sich
ihr Recht, Daten über UMTS-Fre-
quenzen zu verschicken, zwar so-
gar teuer erkauft: Im Jahr 2000
nahm sie an einer Versteigerung
von UMTS-Frequenzen durch die
Bundesnetzagentur teil und er-
hielt den Zuschlag für eine Fre-
quenz zum Preis von ca.
8,4 Mrd. Euro. Dann aber nutzte
sie die nicht einmal. Dabei war sie
laut der Lizenzurkunde sogar ver-
pflichtet, in den Folgejahren be-
stimmte Versorgungsgrade her-
zustellen. Der Messdienst der
Bundesnetzagentur aber stellte
nicht nur zu wenig, sondern gar
keine Sendeaktivitäten fest. Also
widerrief die Behörde im Dezem-
ber 2004 die Lizenzrechte der
X-GmbH und den ihr erteilten Fre-
quenzzuteilungsbescheid. Das
Unternehmen aber wollte das
nicht einfach so hinnehmen. Es
klagte darauf, seine Frequenz zu-
rückzubekommen. Zumindest will
es die gezahlten 8,4 Mrd. Euro zu-
rück. Ob die X-GmbH nun tatsäch-
lich weiter nicht senden darf, wird
am Mittwoch das Bundes-
verwaltungsgericht entscheiden
(Az.: 6 C 9.10) FTD
..............................................................................................................

enable ist die monatliche
Managementbeilage der FTD. Sie
erscheint wieder am 6. September.

Keine Lottowerbung auf
Linienbussen erlaubt
Die Lotto Hamburg GmbH darf
nicht auf öffentlichen Linienbus-
sen für ihre Glücksspiele werben.
Das verstößt gegen das im
Glücksspielstaatsvertrag veran-
kerte Sachlichkeitsgebot und ist
wettbewerbswidrig, entschied das
Oberlandesgericht Hamburg (Az.:
3 U 145/09). Die Lotto Hamburg
GmbH ließ einige Busse der öf-
fentlichen Verkehrsbetriebe mit
Aufschriften versehen, die unter
anderem lauteten: „Lotto – Guter
Tipp“, oder „Fahrscheine vorn –
Spielscheine am Kiosk“. Werbung
sei aber unzulässig, so das OLG,
wenn Text und Aufmachung von
einem noch nicht zum Glücks-
spiel Entschlossenen als Motivie-
rung zum Glücksspiel verstanden
werden müssten. FTD

Ingenieure dürfen
Chinesen heiraten
Eine Kündigung verstößt gegen
die Verfassung, wenn sie wegen
der Heirat des Arbeitnehmers mit
einer Chinesin erklärt wurde. Das
Landesarbeitsgericht Schleswig-
Holstein hat den Rauswurf eines
Ingenieurs als sittenwidrig kas-
siert (Az.: 3 Sa 95/11). Der Kläger
war seit 2006 bei der Firma ein-
gesetzt und seit 2007 regelmäßig
in China bei seiner heutigen Ehe-
frau. Nach der Hochzeit bekam er
die Kündigung, weil er wegen
der familiären Beziehungen zu
China ein Sicherheitsrisiko sei.
Das habe ihn im Grundrecht auf
Eheschließungsfreiheit verletzt,
so das LAG. FTD

Auch für Ärzte gilt in
Umweltzone Fahrverbot
Ein Hausarzt hat keinen An-
spruch auf eine Ausnahmegeneh-
migung vom Fahrverbot in der
Umweltzone. Dies hat das Ver-
waltungsgericht Stuttgart im Fal-
le eines Internisten entschieden
(Az.: 13 K 3296/10). Der hatte an-
geführt, aus beruflichen Gründen
müsse er mit seinem Toyota
Land Cruiser von seinem Wohn-
ort nach Stuttgart fahren. Außer-
dem habe er oft Hausbesuche im
Altenheim. Das öffentliche Inte-
resse daran sei größer als das ge-
sellschaftliche Interesse an der
Luftreinhaltung. Das findet das
VG nicht. Der Verordnungsgeber
habe keine generelle Privilegie-
rung von Ärzten gewollt. FTD
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URTEIL DER WOCHE GENEHMIGUNG VON WINDRÄDERN........................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Bauern haben
Windräder zu
dulden
Ein Acker darf auch für
Windkraftanlagen genutzt
werden. Ein Vetorecht der
Landwirtschaft kann den Bau
nicht ohne Weiteres
verhindern

BGH vom 15.4.2011
AZ.: BLw 12/10

Der Fall Ein Energieunternehmen hatte einen
Acker in Thüringen gekauft. Es wollte darauf ein
Windrad errichten und das nicht bebaute Land als
notwendige Abstandsfläche nutzen. Die Anlage er-
hielt die erforderliche immissionsschutzrechtliche
Genehmigung und wurde gebaut. 

Doch das Siedlungsunternehmen des Landes, die
sogenannte Landgesellschaft, schritt gegen das
Projekt ein. Es argumentierte, dass das Grundstück
nicht an einen Privatmann oder ein Unternehmen
verkauft werden dürfe, sofern gleichzeitig ein Land-
wirt Interesse daran habe. In solchen Fällen kann
die Landgesellschaft stellvertretend für die Bauern
ihr Veto einlegen und ein Vorkaufsrecht geltend ma-
chen, um landwirtschaftliche Flächen für die Allge-
meinheit zu erhalten. Genau das tat auch die Land-
gesellschaft Thüringen. Die Sache ging vor Gericht:
In erster Instanz siegte die Landgesellschaft, in
zweiter das Energieunternehmen. Schließlich hatte
der Landwirtschaftssenat des Bundesgerichtshofs
(BGH) das letzte Wort in dieser Sache.

Das Urteil  Der Verkauf des Ackers an den Wind-
radbetreiber sei rechtmäßig, entschieden die Karls-
ruher Richter. Denn auch die energiewirtschaftliche
Nutzung des Bodens durch Windräder gehöre zu
den allgemeinen volkswirtschaftlichen Belangen.
Es müsse daher eine Abwägung stattfinden zwi-
schen dem Erhalt der Fläche für die Landwirtschaft

und dem Interesse der Allgemeinheit an der Siche-
rung und dem Ausbau der Versorgung mit erneuer-
baren Energien. Die Richter entschieden: Der Be-
treiber der Windenergieanlage ist berechtigt, das
Ackerland zu kaufen. Zugleich muss er jedoch eine
Auflage beachten: Sobald die Anlage gebaut und in
Betrieb genommen ist, muss er die Flächen an einen
Landwirt zurückverkaufen. Dieser darf sie für den
Ackerbau nutzen, muss die Windenergieanlage da-
rauf jedoch dulden.

Die Folgen Mit dem Urteil hat der BGH die Rechte
von Windkraftanlagenbetreibern im Grundstücks-
verkehr erheblich gestärkt. Denn bislang war die
Frage umstritten, inwiefern die landwirtschaftliche
Nutzung den Bau von Windrädern verhindern kann.
Die Behörden gingen davon aus, dass der Verkauf
von Ackerland an Personen oder Unternehmen, die
keine Landwirtschaft betreiben, dem Grundstücks-
verkehrsgesetz widerspreche. Danach müssen Ver-
käufe von landwirtschaftlichen Flächen ab einer be-
stimmten Größe genehmigt werden. Zukünftig darf
in solchen Fällen die Genehmigung jedoch nicht
mehr versagt werden.

Die Bedeutung des Urteils geht allerdings über
die hier entschiedene, recht spezielle Rechtsfrage
hinaus. Die Sicherung und der Ausbau einer Ener-
gieversorgung aus erneuerbaren Energien gehören
zu den allgemeinen volkswirtschaftlichen Belan-

gen, stellte der BGH fest. Das bedeutet, dass der Bau
von Wind-, Biogas-, Fotovoltaik- oder anderen An-
lagen für erneuerbare Energien kein allein privat-
nütziges Vorhaben mehr ist, das nur die finanziellen
Interessen der Investoren befriedigt. Vielmehr dient
der Bau solcher Anlagen auch dem Allgemeinwohl.
Behörden müssen das Interesse an einer umwelt-
schonenden Energieversorgung künftig in ihren
Entscheidungen stärker berücksichtigen.

Das wird dazu führen, dass die Genehmigung
solcher Anlagen sich auch gegen den Widerstand
von Anwohnern oder Natur- und Landschaftsschüt-
zern besser durchsetzen lässt. In letzter Konse-
quenz kann dies unter Umständen sogar bedeuten,
dass landwirtschaftliche Pächter, die der Errichtung
von Windenergieanlagen nicht zustimmen wollen,
enteignet werden können. 

Insofern steht das Urteil des BGH auch im Ein-
klang mit jüngeren Entscheidungen der Verwal-
tungsgerichte, die zugunsten umweltfreundlicher
Energieanlagen entschieden haben. Und es passt zu
den aktuellen energiepolitischen Entwicklungen in
unserer Gesellschaft: Wer die Energieversorgung
durch erneuerbare Energien befürwortet, muss ent-
sprechende Anlagen akzeptieren – auch in der eige-
nen Umgebung.
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„Das wäre ein
schlechtes
Geschäft“

Richter des Oberlandes-
gerichts Düsseldorf
werfen Anwälten vor, auf
Kosten der Staatskasse
Gerichtsgebühren zu
manipulieren. Warum er
das für haltlos ansieht,
erklärt Cord Brüg-

mann, Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Anwaltvereins in Berlin 

FTD Während die Anwälte sich vehe-
ment gegen den Vorwurf des Ober-
landesgerichts Düsseldorf verteidi-
gen, schweigt die Richterschaft
dezent. Ist es also nur eine Einzel-
meinung unter Richtern, die so für
Aufruhr sorgt?
CORD BRÜGMANN Ich vermute, dass es
sich nur um eine Einzelmeinung han-
delt. Es war auch nicht das gesamte
Oberlandesgericht Düsseldorf, son-
dern der Patentsenat, der in einem
Verfahren behauptet hat, Anwälte hät-
ten den Streitwert viel zu niedrig an-
gesetzt, um Gerichtskosten zu sparen.
Die Richter behaupten, dass dies kein
Einzelfall sei. Anwälte würden syste-
matisch so vorgehen, um sich die
ersparten Gerichtsgebühren mit ihren
Mandanten zu teilen. Dieser Vorwurf
ist nicht haltbar. 
Es ist eine heftige Anschuldigung. 
BRÜGMANN Sicherlich wollen Anwälte
die Kosten für ihren Mandanten nicht
in die Höhe treiben, damit das Pro-
zesskostenrisiko begrenzt bleibt.
Aber deshalb setzen sie Streitwerte
nicht rechtswidrig niedrig an. Wenn
ihr Mandant obsiegt, würde er von
seinem Gegner auch nur einen gerin-
geren Teil der Anwaltskosten erstattet
bekommen, weil die sich nach dem
Streitwert richten. Den Rest müsste
der Mandant aus eigener Tasche zah-
len – ein schlechtes Geschäft. 
Angeprangert werden die Fälle, in
denen der Anwalt seine Kosten mit
dem Mandanten nach Zeit und
nicht nach Streitwert abrechnet.
BRÜGMANN Auch in diesen Fällen be-
kommt der Prozesssieger nur die ge-
setzlichen Anwaltsgebühren ersetzt,
nicht das gesamte Honorar. 
Über welche Summen reden wir?
BRÜGMANN Das ist ganz unterschied-
lich. Bei einem Streitwert von 20000
Euro würden Gerichtskosten für die
erste Instanz von 864 Euro anfallen.
Bei 5 Mio. Euro sind es dagegen
schon 49368 Euro. Allerdings steigen
die Gebühren ab einem Streitwert von
30 Mio. Euro nicht mehr weiter.
Wird es für einen Unternehmer
irgendwann zu riskant, vor
Gericht zu ziehen?
BRÜGMANN Wenn der Streitwert sehr
hoch und der Ausgang eines Gerichts-
verfahrens unsicher ist, ist es ratsam,
wenn der Unternehmer erst einmal
eine Teilklage einreicht – quasi als
Testballon. Diese Möglichkeit gibt es
und wird in der Praxis auch häufig ge-
nutzt. INTERVIEW: ANKE STACHOW

Urlaub kann in Geld
umgewandelt werden,
wenn er wegen Krankheit
ausgefallen ist
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Ich nehm dann mal das Geld
Wer seinen Urlaub nicht nehmen kann, kann ihn sich auszahlen lassen. Doch es gibt
Grenzen, urteilt das Bundesarbeitsgericht – zur Freude der Unternehmen

Bernd Lammert, Berlin
........................................................................................................................

Sie hörte zunächst nur mit halbem
Ohr hin, als der Radiosprecher die
Nachrichten verlas. Doch schon einen
Moment später war Anja Kling ganz
bei der Sache. Betraf die Meldung
nicht auch ihren eigenen Fall? Wenige
Tage später, es war Januar 2009, stand
sie vor der Tür ihres Rechtsanwalts.
Denn das Radio hatte über ein Urteil
des Europäischen Gerichtshofs
(EuGH) berichtet, wonach der Ur-
laubsanspruch von Arbeitnehmern,
die lange Zeit krank waren, nie verfal-
len darf. Sie hätten sogar ein unbe-
schränktes Anrecht darauf, so der
EuGH, sich die nicht genommenen
Urlaubstage auszahlen zu lassen,
wenn der Job endet. Und genau da war
Kling hellhörig geworden. 

Die ehemalige Krankenschwester,
die eigentlich einen anderen Namen
hat, war 2007 und 2008 fast 18 Mo-
nate ununterbrochen krankgeschrie-
ben. Ohne dass sie wieder auf ihre Sta-
tion in der Uniklinik Köln zurückge-
kehrt war, endete ihr Job im März
2008, sie ging in Frührente. Das
EuGH-Urteil im Rücken verlangte sie
nun von der Uniklinik 1613,62 Euro
für die ungenutzten Urlaubstage in
den Krankheitsjahren.

Doch die Klinik weigerte sich
strikt, rückwirkend Geld zu überwei-
sen – und bekam nun vor dem Bundes-
arbeitsgericht (BAG) in einer Grund-
satzentscheidung recht: Der Anspruch
auf Urlaubsvergütung, urteilen die
obersten Arbeitsrichter, wird sofort
mit dem Ausscheiden aus dem Job fäl-
lig – und muss fristgerecht geltend
gemacht werden. Bei der Kranken-
schwester betrug die Ausschlussfrist
laut Tarifvertrag sechs Monate. Die
waren längst verstrichen.

Bei den Unternehmen sorgt der
Richterspruch für Erleichterung. Er
sei „ein konsequentes Urteil“, sagt
Rechtsanwalt Utz Andelewski, Part-
ner bei Salans in Berlin. Das BAG be-
tone zwar, dass Ansprüche bestehen,
aber eben nicht zeitlich unbeschränkt.
Der Arbeitnehmer dürfe nicht bis zum
Sankt-Nimmerleins-Tag Forderun-
gen anhäufen, die der Arbeitgeber ir-
gendwann einmal zu befriedigen ha-
be. Denn das würde klar dem arbeits-
rechtlichen Grundsatz der gegenseiti-
gen Rücksichtnahme widersprechen.“ 

Viele Arbeitgeber aber hatten nach
der EuGH-Entscheidung 2009 be-
fürchtet, dass es genau so kommen
würde. Das Urteil der Europarichter
habe für den Arbeitgeber „ein unkal-
kulierbares Risiko“ dargestellt, sagt
Hendrik Bourguignon, Arbeitsrecht-
ler bei Schmalz Rechtsanwälte in
Frankfurt. Die Unternehmen hätten
ohne zeitliches Limit für die Altfälle
Rücklagen bilden müssen. „Rückstel-
lungen für solche hypothetischen An-
sprüche aber haben negative Folgen
für die Firmenbilanz“, so Unterneh-
mensanwalt Andelewski. Jetzt können
die Rückstellungen nach einem hal-

ben Jahr aufgelöst werden, wenn der
ehemalige Mitarbeiter diese Zeit ver-
streichen lässt. 

Im Falle von Anja Kling hätte ein
einfacher Brief innerhalb der Frist an
die Uniklinik genügt, um das Urlaubs-
geld aus den Krankheitsjahren zu kas-
sieren. Für ihren Anwalt Christoph
Kramer hat der Erfurter Urteilsspruch
insofern auch für Arbeitnehmer sei-
nen Vorteil. „Nun kann ich als Mitar-
beiter genau einschätzen, wie lange
nach dem Ende des Jobs meine ver-
bliebenen Urlaubsansprüche noch be-
stehen. Die Verfallsfrist schafft für
alle Beteiligten Transparenz.“ 

Das BAG entschied zeitgleich in ei-
nem ähnlich gelagerten Fall über die
Frage, bis wann ein Arbeitnehmer den
angesammelten Urlaub nehmen
muss, wenn er nach langer Krankheit
dann doch in seinen Job zurückkehrt.
Geklagt hatte ein Busfahrer, der nach
dreijähriger Krankheit genesen war
und 2008 seinen 30-tägigen Jahresur-
laub genommen hatte. Erst 2009 aber

machte er dann weitere 90 Urlaubs-
tage für die Krankheitszeit 2005 bis
2007 geltend.

Das BAG verweigerte ihm den Ur-
laub. Denn wenn ein Arbeitnehmer so
rechtzeitig gesund wird, dass er den
angelaufenen Urlaub im Kalenderjahr
noch abstottern könnte, verfällt dieser
am Jahresende, wenn sich der Mitar-
beiter nicht rührt (Az.: 9 AZR 425/10). 

Doch was gilt, wenn der frisch ge-
nesene Angestellte seinen angesam-
melten Urlaub rechtzeitig anmeldet?
Muss das Unternehmen auf den wie-
dergewonnenen Mitarbeiter tatsäch-
lich gleich wieder für viele Wochen
verzichten, weil der rückwirkend für
unbegrenzt viele Jahre seinen Urlaub
nimmt? Damit wird sich das oberste
Arbeitsgericht noch gesondert befas-
sen müssen. Im aktuellen Grundsatz-
urteil hat es die Frage, ob und in wel-
chem Umfang Mitarbeiter Urlaubsan-
sprüche über mehrere Jahre ansam-
meln können, ausdrücklich offenge-
lassen. 


